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Chronique générale

Infrastructure et environnement

Transports et communications

Poste et télécommunications

Die FDP.Liberale-Fraktion reichte im Mai 2020 eine Motion ein, in der sie die
notwendigen Rahmenbedingungen für einen raschen Aufbau des 5G-Mobilfunknetzes
einforderte. Damit soll es den Telecom-Anbietern ermöglicht werden, bis 2024 ein
hochwertiges, aber kostengünstiges nationales 5G-Netz zu errichten. Die dafür
notwendigen Massnahmen seien bereits im entsprechenden Bericht der Arbeitsgruppe
«Mobilfunk und Strahlung» vorgestellt worden, erklärte die Partei. Zudem solle der
Bundesrat die Bevölkerung angemessen und transparent über den Mobilfunk-Standard
5G informieren. Denn dieser berge ein grosses Potenzial, namentlich in den Bereichen
E-Health, autonome Fahrzeuge oder auch bei der Drohnentechnologie.
Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. Diese wurde in der Herbstsession
2020 durch Marionna Schlatter (gp, ZH) bekämpft. Im Rahmen der Nationalratsdebatte
zum Vorstoss in der Sommersession 2021 erläuterte FDP-Sprecher Wasserfallen (fdp,
BE) noch einmal die Vorteile dieser Technologie. Er räumte aber auch ein, dass der
derzeitige Strahlengrenzwert für Mobilfunkantennen leicht angehoben werden müsse,
wobei dem Gesundheitsaspekt jedoch selbstverständlich weiterhin Rechnung getragen
werden solle. Für Marionna Schlatter kam ebendiese Anhebung der Grenzwerte nicht in
Frage. Das Parlament habe dies bereits zwei Mal abgelehnt (Mo. 16.3007 und Mo.
18.3006), und auch ein Grossteil der Bevölkerung wolle dies nicht. Auch sei die
Forschung über die Auswirkungen einer hohen Strahlenbelastung noch nicht genügend
weit fortgeschritten. Die Mehrheit des Nationalrates stellte sich in der Abstimmung
hinter die FDP.Liberale-Fraktion und nahm den Vorstoss mit 97 zu 76 Stimmen, bei 18
Enthaltungen, an. Die ablehnenden Stimmen stammten von den geschlossen
stimmenden Grünen- und SP-Fraktionen sowie von einzelnen Mitglieder der Mitte-, der
GLP- sowie der SVP-Fraktionen. 1

MOTION
DATE: 17.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Eine abgeänderte Motion der FDP-Liberale-Fraktion für den raschen Aufbau des 5G-
Mobilfunknetzes stiess in der kleinen Kammer in der Sommersession 2023 auf breite
Zustimmung. Stillschweigend hiess der Ständerat einen Änderungsantrag seiner KVF-SR
gut, wonach der Ausbau des Mobilfunknetzes mit dem neusten Standard ohne
Erhöhung der bestehenden vorsorglichen NISV-Anlagegrenzwerte erfolgen soll. Die
Kommission hatte im Mai mit 7 zu 5 Stimmen eine entsprechende Ergänzung im
Motionstext vorgeschlagen und das Anliegen schliesslich einstimmig zur Annahme
beantragt, nachdem sie mit verschiedensten betroffenen Akteuren Gespräche geführt
hatte, wie Kommissionssprecherin Lisa Mazzone (gp, GE) im Rat sagte. Die mit der
Änderung nun aufgeführten Anlagegrenzwerte gemäss NISV seien im Sinne des
Vorsorgeprinzips für Orte mit empfindlicher Nutzung – etwa in Wohnhäusern, Schulen,
Spitälern, Pflegeheimen oder Kinderspielplätzen – definiert, um vor noch unbekannten
Risiken zu schützen. Im Gegensatz dazu sehe der weniger strenge Immissionsgrenzwert
den Schutz vor Strahlung nach aktuellen wissenschaftlichen Kenntnissen vor und gelte
überall sonst, wo sich Menschen aufhalten können. In der vorliegenden Motion habe
sich die Kommission bewusst auf die strengeren Anlagegrenzwerte bezogen, um mit
deren Beibehaltung die Akzeptanz der Technologie sicherzustellen, führte die Genferin
aus. 2

MOTION
DATE: 13.06.2023
MARCO ACKERMANN

In der Herbstsession 2023 sprach sich der Nationalrat für eine abgeänderte Motion der
FDP.Liberalen-Fraktion aus. Der Ständerat hatte zuvor als Zweitrat einem
Änderungsantrag der KVF-SR zugestimmt. Somit forderte die Motion weiterhin den
raschen Aufbau des 5G-Mobilfunknetzes, ohne jedoch die bestehenden vorsorglichen
NISV-Anlagegrenzwerte zu erhöhen. 
Die vorberatende KVF-NR hatte sich mit 19 zu 4 Stimmen für die Annahme der
abgeänderten Motion ausgesprochen. Marco Romano (mitte, TI) und Christian
Wasserfallen (fdp, BE) merkten als Kommissionssprecher an, dass der schnelle Ausbau
der 5G-Infrastruktur für verschiedenste Lebensbereiche wie Medizin, öffentlicher
Verkehr oder Wirtschaft unerlässlich sei. Unter Verweis auf aktuelle Berichte ergänzte
Wasserfallen, dass die Strahlenbelastung mit neuen Technologien wie 5G bei
zunehmender Leistung abnehme. Zudem läge sogar der erhöhte NISV-Anlagegrenzwert

MOTION
DATE: 21.09.2023
LENA BALTISSER

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE 2



unter dem empfohlenen Maximalwert der WHO, was den Zusatz der gleichbleibenden
Grenzwerte aus physikalischer Sicht überflüssig mache. Um die Motion mehrheitsfähig
zu halten, könne aber von einer Erhöhung der Grenzwerte abgesehen werden. 
Eine Minderheit der KVF-NR sprach sich gegen die Motion aus. Isabelle Pasquier-
Eichenberger (grüne, GE) führte in deren Namen aus, dass das Mobilfunknetz bereits
ausreichend ausgebaut sei, die Gesundheit der Bevölkerung bei einer Anhebung des
Grenzwerts nicht mit genügend Sicherheit gewährleistet werden könne und generell die
Nutzung des Festnetzes vorzuziehen sei. 
Bundesrat Albert Rösti, der noch immer für Annahme der Motion plädierte, erläuterte,
dass die Motion zu einer Anpassung der Parameter der Strahlungsbemessung führen
würde und nicht zu einer konkreten Gesetzesänderung. 
In der Folge nahm der Nationalrat die Motion mit 121 zu 43 Stimmen bei 11 Enthaltungen
an. Ablehnende Stimmen fanden sich bei den Grünen, welche sich geschlossen gegen
die Motion aussprachen, sowie bei der SP- und der SVP-Fraktion. Der Bundesrat wird
sich somit an die Anpassung der Parameter der Strahlungsbemessung machen. 3

1) AB NR, 2021, S. 1425 ff.
2) AB SR, 2023, S. 591 f.; Medienmitteilung KVF-SR vom 24.5.23
3) AB NR, 2023, S. 1849ff.; Medienmitteilung KVF-NR vom 5.9.23
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